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Die einzelnen Fragen beantwortet die Bundesregie- 
rung wie folgt: 

1 . Frage 

Wie beurteilt die Bundesregierung die wirt- 
schaftliche Situation des Saarlandes? 

Antwort 

Immer noch wird die wirtschaftliche Entwicklung des 
Saarlandes durch ein zu starkes Gewicht der Mon- 
tanindustrie bestimmt. Davon müssen alle wirt- 
schaftspolitischen Entscheidungen in diesem Land 
ausgehen. Rd. 40 Vo des Umsatzes der saarländischen 
Industrie entfallen auf den Montanbereich, in dem 
nahezu die Hälfte der in der Industrie Beschäftigten 
tätig sind. Der strukturelle Anpassungsprozeß im 
Bergbau und bei seinen saarländischen Zulieferern, 
aber auch im Bereich von Eisen und Stahl wirkt sich 
deshalb im Saarland besonders intensiv aus. Zur 
Erläuterung folgendes: Die Zahl der Beschäftigten in 
der eisenschaffenden Industrie (Hochofen-, Stahl-, 
Walz- sowie Schmiede-, Preß- und Hammerwerke 
einschließlich der damit örtlich verbundenen Neben- 
betriebe) und im Bergbau ist seit 1966 erheblich zu- 
rückgegangen. In der eisenschaffenden Industrie hat 
sich die Zahl der Arbeitsplätze bis 1968 um rd. 4000 
verringert, im Bergbau sank die Beschäftigungszahl 
1968 gegenüber 1966 sogar um 6125. Die Gesamtzahl 
der rd. 151 300 Industriebeschäftigten hatte sich von 
1966 bis 1968 um rd. 16 400 vermindert. 


Nicht zuletzt auf diese Entwicklung ist es zurückzu- 
führen, daß in diesen Jahren mehr Menschen das 
Saarland verließen als in das Saarland zuzogen. 
Dieser Wanderungsverlust betrug in den Jahren 
1966 bis 1968 17 280 Personen (1966 --- 2997; 1967 
7401; 1968 — 6882). Zwar gleicht in dem genannten 
Zeitraum der Geburtenüberschuß (1966 = 7700; 1967 
= 6575; 1968 ^ 4383) den Wanderungsverlust ins- 
gesamt noch aus. Da der Geburtenüberschuß jedoch 
abnimmt, hat sich die Bevölkerungszahl in den Jah- 
ren 1967 und 1968 gegenüber dem Stand des Jahres 
1966 um 3225 vermindert. 

Der Gesamtumsatz der saarländischen Industrie be- 
lief sich im Jahre 1968 auf 5607 Mio DM (5970 Mio 
DM einschließlich Mehrwertsteuer). Davon entfielen 
1736 Mio DM auf den Export. Das sind 31 ^/o. 

Die Gesamtausfuhr des Saarlandes betrug 2084 Mio 
DM, darunter 1432 Mio DM nach Frankreich. Für 
1360 Mio DM, das sind rd. 70 ^/o der Importe, wurden 
Waren aus Frankreich eingeführt. Aufgrund dieser 
starken außenwirtschaftlichen Verflechtung mit 
Fankreich wirft das außenwirtschaftliche Absiche- 
rungsgesetz im Saarland größere Probleme auf als 
anderswo. Darum wird dieses Land im Binnenwirt- 
schaftlichen Anpassungsprogramm besonders be- 
rücksichtigt. (Ausgleich für den Bergbau und Auf- 
stockung der Mittel für die regionale Wirtschafts- 
förderung.) 

Der anhaltende Konjunkturaufschwung erstrockt sich 
zwar auch auf das Saarland, aber die Gesamtsitua- 
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tion bleibt unbefriedigend, weil mit weiterem Rück- 
gang der Beschäftigten im Montanbereich gerechnet 
werden muß. Nach Berechnungen des saarländischen 
Wirtschaftsministers sowie der Planungsgruppe 
beim Ministerpräsidenten dieses Landes ist bei Aus- 
bleiben besonderer staatlicher Ansiedlungshilfen bis 
zum Jahre 1980 - selbst beim Bau des Saar-Pfalz- i 
Rhein-Kanals ~ mit einem Defizit von rd. 50 000 : 
industriellen Arbeitsplätzen zu rechnen. Der Kabi- ' 
nettbeschluß vom 11. Februar 1969, der sich mit dem i 
Bau eines Wasserstraßenanschlusses für das Saar- 
land befaßt, sieht deshalb „flankierende Maßnah- ! 
men" zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur im 
Saarland vor. ' 

I 

Die Wirtschaft des Saarlandes wird in ihrer Entwick- 
lung durch die relativ große Entfernung von seinen | 
binnenländischen Absatz- und Bezugsgebieten be- 
einflußt. Das ist im wesentlichen durch die geo- ! 
grafische Randlage des Saarlandes bedingt. Seine ; 
zentrale Position im Raum der Europäischen Wirt- ' 
Schaftsgemeinschaft bietet jedoch auch Vorteile, die j 
sich allerdings noch nicht genügend ausgewirkt 
haben. | 


2. F r a g e | 

i 

i 

Welche Entwicklung nahmen in den vergange- , 
nen zehn Jahren i 

a) die Zuwachsraten des Brutto-Sozialprodukts | 

zu laufenden Preisen, I 

I 

b) das Brutto-Sozialprodukt je Kopf der Be- j 

völkerung des Saarlandes im Vergleich zum i 
Bundesdurchschnitt, j 

c) der Arbeitsmarkt? i 

! 

Antwort j 

zu a) und b) 

Die Zuwachsraten des Bruttoinlandsprodukts in je- ; 
welligen Preisen lagen im Saarland seit seiner wirt- 
schaftlichen Eingliederung in die Bundesrepublik | 
(daher Zuwachsraten ab 1961) stets unter den | 
Werten für das gesamte Bundesgebiet. Der Unter- 
schied betrug maximal 3,7 Punkte (1966) und mini- 
mal 0,8 Punkte (1963); der durchschnittliche Unter- 
schied für die Jahre 1961 bis 1968 beläuft sich auf 
rd. 2,0 Punkte. Die Verringerung des Abstandes der 
Zuwachsraten des Saarlandes zu denen des gesam- 
ten Bundesgebietes im Jahre 1968 läßt die positiven 
Auswirkungen des gesamtwirtschaftlichen Konjunk- 
turaufschwungs dieses Jahres auf die saarländische 
Wirtschaft erkennen. 

Auch je Kopf der Bevölkerung lag das Brutto- ’ 
inlandsprodukt in jeweiligen Preisen im Saarland ; 
unter dem des Bundesgebietes. Der Unterschied be- ; 
trug 1960 386 DM und vergrößerte sich - infolge der ’ 


geringeren Zuwachsraten in den folgenden Jahren - 
bis 1968 auf 1703 DM, also auf mehr als das Vier- 
fache (Anlage 1). 

zu c) 

Die Arbeitslosenquote betrug im Saarland (jeweils 
Ende Februar) 1958 1,6 v. H. Sie fiel bis 1962 auf 
0,6 V. H. Damit lag sie in dieser Zeit z. T. beträchtlich 
unter der Arbeitslosenquote für das gesamte Bun- 
desgebiet. Von 1963 bis 1966 hielt sie sich sodann 
zwischen 0,8 v. H. und 1,2 v. H. Im Februar des 
Rezessionsjahres 1967 waren es schon 3,4 v. H., im 
Februar 1968 sogar 5,0 v. H. Im Februar 1969 ging 
sie zwar auf 2,9 v. H. zurück, lag damit aber erheb- 
lich über der Arbeitslosenquote im gesamten Bun- 
desgebiet (1,8 V. H.). Dies hängt wesentlich mit der 
eingangs genannten strukturellen Schwäche des 
Saarlandes zusammen, wobei Rezession und struk- 
turelle Anpassungsschwierigkeiten sich zeitweise 
kumulierten. 

Wenn die absoluten Zahlen auch nicht sehr hoch 
sind, zeigen sie doch kein befriedigendes Bild für 
das Saarland: Die Zahl der Arbeitslosen sank (je- 
weils Ende Februar) von rd. 5600 im Jahre 1958 auf 
rd, 2200 im Jahre 1962, schwankte zwischen 1963 und 

1966 zwischen 2900 und 4500. Im Rezessionsjahr 

1967 stieg sie auf rd. 11 900 und 1968 weiter auf rd. 
17 000 an. Februar 1969 sank sie wieder auf rd. 
9800. 

Die Zahl der offenen Stellen im Saarland war in den 
Jahren 1958 bis 1966 relativ konstant. Sie schwankte 
zwischen rd. 4000 und 6500 (jeweils Ende Februar). 
Danach setzte ein scharfer Rückgang ein, so daß im 
Rezessionsjahr 1967 nur rd. 1900 offene Stellen ge- 
meldet waren. Der neue Konjunkturaufschwung ließ 
sich im Februar 1969 an den 4455 offenen Stellen 
deutlich erkennen. 

Die Entwicklung der offenen Stellen verläuft von 
Bereich zu Bereich unterschiedlich. Der Steinkohlen- 
bergbau, dessen Beschäftigtenzahlen seit Jahren 
rückläufig sind (1958 rd. 63 900, Dezember 1968 rd. 
29 100), hat Ende Februar 1965 106, Ende Februar 
1966 90 offene Stellen und im Februar 1969 nur noch 
zwei offene Stellen gemeldet. In der eisenerzeugen- 
den und -verarbeitenden Industrie sank die Zahl der 
offenen Stellen in der Rezessionsphase von rd. 1300 
im Februar 1965 auf rd. 150 im Februar 1967, stieg 
jedoch 1969 wieder auf rd. 790 an. Das größte 
Wachstum hatte in den letzten Jahren die Investi- 
tionsgüterindustrie zu verzeichnen, die auch die 
meisten offenen Stellen meldete. 

Die Zahl der ausländischen Beschäftigten im Saar- 
land hat sich nahezu gleichlaufend entwickelt. Sie 
stieg von rd. 13 200 im Jahre i960 auf rd. 20 500 im 
Jahre 1963 an, erhöhte sich bis 1966 mit geringen 
Schwankungen bis auf rd. 21 600. Im Rezessionsjahr 
ging die Zahl der ausländischen Beschäftigten auf 
rd. 16 300 und im Februar 1968 auf rd. 14 400 zurück. 
Im Februar 1969 betrug sie bereits wieder 15 700 
(Anlage 2). 
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3. Frage 

Welche wirtschaftliche Förderung hat die Bun- 
desregierung nach Art und Umfang dem Saar- 
land seit der Wiedereingliederung bis Ende 
1966 jährlich gewährt? 

Welche Förderungsmaßnahmen des Bundes 
traten in den Jahren 1967/68 hinzu, und welche 
Fördermittel für das Saarland sind bisher in der 
mittelfristigen Finanzplanung des Bundes vor- 
gesehen? 


Antwort 

Aus Anlaß der Rückgliederung des Saarlandes hat 
der Bund mit umfangreichen finanziellen Leistungen 
und steuerlichen Maßnahmen dazu beigetragen, die 
Saarwirtschaft in die Gesamtwirtschaft der Bundes- 
republik einzugliedern. 

Darüber hinaus wurde die saarländische Wirtschaft 
seit der Wiedereingliederung mit folgenden Be- 
trägen gefördert: 


Beträge in Mio DM 



Mittel des 
Bundes- 
haushalts 

ERP-Mittel 

BAVAV- 

Mittel 

) Fr acht Ver- 
billigungen 

1957 

74,0 

45,5 


- 

1958 

74,0 

104,2 

- 

- 

1959 

74,0 

72,2 

- 

- 

1960 

74,2 

95,7 

63,51 

- 

1961 

66,8 

64,6 

11,41 

, 

1962 

89,9 

4,3 

4,00 

- 

1963 

92,19 

0,9 

0,52 

- 

1964 

43,39 

0,4 

1,81 

- 

1965 

46,99 

30,4 

12,86 

21,9 

1966 

62,86 

8,4 

8,30 

26,3 

bis 

1966 

698,33 

426,6 

102,41 

48,2 

1967 

237,39 

32,9 

16,90 

23,1 

1968 

260,27 

53,9 

27,88 

24,1 

1967/1968 

497,66 

86,8 

44,78 

47,2 

Insgesamt: 

1 195,99 

513,4 

147,19 

95,4 


’) Mittel der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (BAVAV) : Aufgeführt sind nur die aus der Rücklage 
entnommenen Mittel. Aus Haushaltsmitteln wurden in den genann- 
ten Jahren darüber hinaus für Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme, der beruflichen Bildung und Fortbildung und des 
Winterbaues rd. 11 Mio DM gewährt (keine jährliche Aufgliede- 
rung). 

-) Frachtverbilligungen als Folge der Absicht der Bundesregierung, 
den Saar-Pfalz-Rhein-Kanal zu bauen (Als-ob-Tarite der Deutschen 
Bundesbahn). 


A. Mittel des Bundeshaushalts 

Im einzelnen hat der Bund aus seinem Hausnalt 
Mittel für nachstehende Maßnahmen zur Verfügung 
gestellt (Anlage 3). 

1. Regionales Förclerungsprogramm 

1963 bis 1966 9,73 Mio DM 
1967 / 1968 3,78 Mio DM 

Nach den jeweils geltenden Richtlinien des Regio 
nalen Förderungsprogramms wurde in dem Bundes- ! 
ciusbaugebiet St, Wendel und in dem Bundesausbau- i 


ort Lebach die Errichtung, Erweiterung, Umstellung 
und Rationalisierung von gewerblichen Produktions- 
betrieben sowie die Verbesserung der kommunalen 
Infrastruktur mit rd. 2,6 Mio DM und in besonders 
geförderten Umstrukturierungszentren die Indu- 
j strieansiedlung und Geländeerschließung mit rd. 
lü,9 Mio DM gefördert (Anlage 4). 

2. Gemeinsames Struktvrprogramm 

1968 15,90 Mio DM 

Das „Gemeinsame Strukturprogramm des Bundes 
und der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 


3 
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Arbeitslosenversicherung" sieht vor, im Saarland 
die Entwicklung von sechs Industrieorten dadurch zu 
fördern, daß Industriegelände erworben und er- 
schlossen wird. Für den Geländeankauf werden 
zinslose Darlehen, für die Erschließung Zuschüsse 
bis zu 50®/o und zinslose Darlehen für weitere bzw. 
die restlichen 50 Vo gegeben. Das Saarland soll sich 
mit etwa 1 Mio DM beteiligen. Die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung ist bereit, die erforderlichen Kreditmittel in 
Höhe von 10 Mio DM zu gewähren. Die Zuschüsse 
des Bundes betragen 4,2 Mio DM, nicht gerechnet 
die Kosten der ebenfalls vorgesehenen Arbeiten an 
Bundesstraßen zur Herstellung oder Verbesserung 
von Anschlüssen. 

Im übrigen ist in diesem Gemeinsamen Struktur- 
programm die Förderung verschiedener Infrastruk- 
turmaßnahmen des Landes und der Kommunen vor- 
gesehen. Darunter fallen z. B. der Bau oder Ausbau 
von Landes- und Gemeindestraßen, der Neubau 
eines Realgymnasiums und eines Krankenhauses im 
Bundesausbauort Lebach, der Ausbau der Ingenieur- 
schule Saarbrücken und des Ausbildungszentrums 
Türkismühle und schließlich die Schwarzbachregu- 
lierung zwischen der saarpfälzischen Grenze und 
Einöd, die der Erschließung von Industriegelände 
dient. Diese Maßnahmen ergeben ein Investitions- 
volumen von insgesamt 55,7 Mio DM. Sie werden in 
Höhe von 29,7 Mio DM zwischenfinanziert und mit 
Zuschüssen des Bundes in Höhe von 11,7 Mio DM 
gefördert. Darüber hinaus wird aus Mitteln dieses 
Programms die Zinslast übernommen. Der hohe Zu- 
schußbedarf folgt daraus, daß einige dieser für die 
Strukturverbesserung wichtigen Projekte wegen der 
Finanzschwäche des Saarlandes ohne Bundes- 
zuschüsse nicht verwirklicht werden könnten. 


3. Investitionsprämie gemäß Steinkohle- 
gesundungsgesetz 

1968 geschätzt 11,6 Mio DM 

Das Investitionsvolumen der gemäß § 32 Steinkohle- 
gesundungsgesetz bis zum 1. März 1969 eingegange- 
nen Anträge beläuft sich für das Saarland auf 
1092 Mio DM. Hiervon waren bis zum 31. Dezember 
1968 Anträge für Investitionen in Höhe von 332 Mio 
DM bearbeitet und die vorgesehenen Bescheinigun- 
gen erteilt. Der damit für den Bund entstehende 
Ausfall an Einkommen- und Körperschaftsteuer ist 
auf 35 ®/o der Prämiensumme von 33,2 Mio DM zu 
schätzen. Bis zum 1. März 1969 wurden Anträge über 
weitere 121 Mio DM bearbeitet. Auf Grund aller bis 
zum 1. März 1969 eingegangenen Anträge sollen rd. 
1 1 000 Arbeitsplätze beschafft werden. 

Nach dem Regierungsentwurf für das Zweite Steuer- 
änderungsgesetz 1968 soll die dort vorgesehene 
steuerfreie Investitionszulage in Höhe von 10 v. H. 
auch in den Steinkohlenbergbaugebieten des Saar- 
landes gewährt werden. 


4. 1. und 2. Konjunkturprogramm 

1967/ 1968 94,90 Mio DM 

Die Aufträge, die auf Grund des 1. Konjunkturpro- 
gramms mit Mitteln des Bundes finanziert wurden, 
ergaben im Saarland eine Auftragssumme von 45,74 
Mio DM. Auf Grund des 2. Konjunkturprogramms 
finanzierte der Bund im Saarland Investitionen und 
sonstige Aufträge in Höhe von 49,16 Mio DM. 

5. Wirschaftsfördernde Maßnahmen im Rahmen 
der Bundeshilfen zur Verbesserung der Haus- 
haltslage des Saarlandes 

1968 40 Mio DM 

Für Strukturmaßnahmen erhielt das Saarland im Jahr 
1968 Sonderzuweisungen in Höhe von 20 Mio DM. 
Für 1969 sind ebenfalls 20 Mio DM veranschlagt. In 
der mehrjährigen Finanzplanung des Bundes sind 
für die Jahre 1970 bis 1972 jeweils 20 Mio DM vor- 
gesehen. 

Als Darlehen zur Finanzierung von Investitionen 
wurden im Jahre 1968 20 Mio DM bereitgestellt und 
für 1969 25 Mio DM veranschlagt. 

6. Förderung des Absatzes saarländischer Erzeug- 
nisse 

1960 bis 1966 124,4 Mio DM 

Zur Förderung des Absatzes von Erzeugnissen der 
saarländischen Wirtschaft im übrigen Bundesgebiet 
gewährte das Saarland Übergangshilfen; die später 
eingeschränkte Beihilfe blieb nur noch den Klein- 
und Mittelbetrieben Vorbehalten. 

Der Bund ersetzte dem Saarland 75®/o der Auf- 
wendungen; es hat in den Jahren 1960-1966 für 
diesen Zweck einen Zuschuß in Höhe von insgesamt 
rd. 124 Mio DM erhalten. 

7. Finanzhilfen des Bundes zugunsten des Stein- 
kohlenbergbaus im Saarland 

1960 bis 1966 156,8 Mio DM 

1967 / 1968 252,4 Mio DM 

Vielfältige Hilfsmaßnahmen des Bundes sollen den 
Anpassungsprozeß im Steinkohlenbergbau des 
Saarlandes erleichtern. Sie lassen sich nach folgen- 
den Hauptgruppen gliedern: 



1960 

bis 1968 

- Sozialleistungen für Bergarbeiter 

52,2 

Mio 

DM 

- Maßnahmen im Sozialbereich 




über die Unternehmen 

198,4 

Mio 

DM 

- Stillegungshilfen 

75,0 

Mio 

DM 

- Absatzhilfen 

52,5 

Mio 

DM 

- Zuschuß an das Saarland 




für Hilfsmaßnahme 




zugunsten des Saarbergbaus 

31,1 

Mio 

DM 


Anlage 5 
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8. Frachtverbilligung für Erztransporte 

1967/ 1968 4,4 Mio DM i 

! 

Zur Verbilligung der Frachtkosten für Erztransporte 1 
von Lothringen zum Saarland wurden in den Jahren ; 
1967 und 1968 4,4 Mio DM gewährt. Diese Maß- | 
nähme beruht auf einer Vereinbarung der Bundes- 
regierung und der französischen Regierung, wäh- 1 
rend der nächsten fünf Jahre den Transport von 
Erzen aus Frankreich zu Verbrauchern im Saarland ; 
zu verbilligen. i 

9. ZMwendungen an die Saarbergwerke 

1957 bis 1966 407,4 Mio DM 
1967 / 1968 74,68 Mio DM 

Der Bund hat den Saarbergwerken seit dem Jahre 
1957 in erster Linie Mittel zur Stärkung der Eigen- 
kapitalbasis und zur Umstrukturierung zugeführt. 
Aus Mitteln des 2, Konjunkturprogramms wurde 
den Saarbergwerken im Jahre 1967 ein 4,5 ^/oiges 
Investitionsdarlehen in Höhe von 52,9 Mio DM zu- 
gesagt, wovon im Jahre 1968 46,18 Mio DM aus- : 
gezahlt worden sind. Uber den Restbetrag wird vor- 
aussichtlich im Jahre 1969 verfügt. 

Im Haushaltsplan 1969 sind 18,5 Mio DM als Kapi- 
talzuführung veranschlagt; die mehrjährige Finanz- 
planung sieht weitere Kapitalzuführungen vor. 


B. Mittel des ERP-Sondervermögens 

1957 bis 1966 426,6 Mio DM 

1967 / 1968 86,8 Mio DM 

Von 1957 bis 1964 hat die saarländische Wirtschaft 
aus Mitteln des ERP-Sondervermögens Kredite und 
Zuschüsse in Höhe von 387,8 Mio DM erhalten. Im 
Rechnungsjahr 1965 wurde ein neues ERP-Saar- 
Strukturprogramm mit einem Gesamtbetrag von 
115 Mio DM für die Jahre 1965 bis 1969 aufgestellt. 

Im Rahmen des 2. Konjunkturprogramms der Bun- ' 
desregierung stellte das ERP-Sondervermögen auf- i 
grund des ERP-Investitionshilfegesetzes den saar- | 
ländischen Gemeinden zinsgünstige Darlehensmittel I 
in Höhe von rd. 24,3 Mio DM zur Verfügung. Hier- ; 
mit wurden gemeindliche Investitionen in Höhe von i 
rd. 78,6 Mio DM ermöglicht. 

Im Jahre 1969 stehen ERP-Mittel in Höhe von rd. 
100 Mio DM zur Verbesserung der Wirtschaftsstruk- | 
tur im Saarland und in sonstigen Bergbaugebieten | 
bereit. Zur Fortführung dieser Hilfe in den Jahren | 
1970 bis 1972 sind im ERP-Wirtschaftsplan 1969 i 
ßindungsermächtigungen über 150 Mio DM ent- | 
halten. An diesen. Mitteln wird die saarländische j 
Wirtschaft in erheblichem Umfange beteiligt sein. | 
Des weiteren wird das Saarland im Jahre 1969 ERP- 
Kredite in Höhe von rd. 3,4 Mio DM aus Mitteln des | 
Infrastrukturprogramms für Gemeinden in Agrar- i 
gebieten erhalten. i 
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Darüber hinaus nimmt die saarländische Wirtschaft 
an allen anderen Finanzierungsprogrammen des 
ERP-Sondervermögens teil. Hierbei kommen insbe- 
sondere Kredite für folgende Zwecke in Betracht: 

zur Gründung von selbständigen Existenzen 

zur Errichtung von Betrieben in neuen Wohn- 
siedlungen für Umstellungsmaßnahmen 

an Unternehmen in Bundesausbaugebieten und 
Bundesausbauorten 

für gewerbliche Unternehmen der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und KriegssachgescJiädigten. 


C. Mittel der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (BAVAV) 

1960 bis I960 102,41 Mio DM 
1967 / 1968 44,78 Mio DM 

Die Bundesanstalt stellte für das Saarland aus der 
Rücklage zweckgebundene Mittel für folgende Maß- 
nahmen zur Verfügung: 

1. Sozialer Wohnungsbau 4,37 Mio DM 

2. Investitionen und Auftrags- 
finanzierung in der gewerblichen 

Wirtschaft 50,55 Mio DM 

3. kommunale und gemeinwirt- 
schaftliche Vorhaben 1,22 Mio DM 

4. Umstrukturierung in Stein- 

kohlenbergbaugebieten 30,00 Mio DM 

5. Gemeinsames Sfrukturprogramm 

Bund/BAVAV ^ 10,66 Mio DM 

6. Anlagen mit sonstiger Zweck- 
bestimmung 5,39 Mio DM 

Außerdem legte die Bundesanstalt Mittel ohne 
Zweckbestimmung in Höhe von 45 Mio DM mittel- 
fristig im Saarland an. Bis Mitte April 1969 wurden 
für Umstrukturierungshilfen in Steinkohlenbergbau- 
gebieten weitere 30 Mio DM bereitgestellt. 

Ferner stellte die Anstalt - vor allem im Rahmen 
des Regionalen Förderung sprograinms der Bundes- 
regierung - seit 1952 rd. 535 Mio DM zur Struktur- 
verbesserung bereit. Daran wurde auch das Saar- 
land angemessen beteiligt. 

Anlage 6 


D. Frachtverbilligungen als Folge der Absicht der 
Bundesregierung, den Saar-Pfalz-Rhein-Kanal zu 
bauen (AIs-ob-Tarife) 

1965 und 1966 48,2 Mio DM 

1967 / 1968 47,2 Mio DM 

Die Absicht der Bundesregierung, den Saar-Pfalz- 
Rhein-Kanal zu bauen, hat die Deutsche Bundesbahn 
im Jahre 1964 veranlaßt, Wettbewerbstarife (sog. 
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Als-ob-Tarife) einzuführen, die für die Wirtschaft 
des Saarlandes zu folgenden Frachtverbilligungen 

geführt haben: 


1965 

21,9 Mio DM 

1966 

26,3 Mio DM 

1967 

23,1 Mio DM 

1968 

24,1 Mio DM 

(Wegen der Einführung 

von Unterstützungstarifen 


an Stelle der bisherigen Als-ob-Tarife gemäß Kabi- 
nettbeschluß vom 11. Februar 1969 vgl, Antwort zu 
Frage 6.) 


4. Frage 

Lag den Fördermaßnahmen des Bundes ein von 
der saarländischen Landesregierung erstelltes 
Landesentwicklungsprogramm zugrunde? Hält 
die Bundesregierung ein solches Landesentwick- 
lungsprogramm als Grundlage einer wirksamen 
Strukturpolitik für erforderlich? 

Antwort 

Ein vollständiges Landesentwicklungsprogramm 
liegt noch nicht vor; die Landesregierung arbeitet 
aber seit geraumer Zeit an einem Entwicklungspro- 
gramm für das Saarland, Von diesem Programm sind 
der Allgemeine Teil eines Raumordnungsprogramms 
und Raumordnungsteilpläne für mehrere Gemeinden 
fertiggestellt. Außerdem liegt eine Planungsstudie 
über Industrieflächen mit einem Industrieflächen- 
atlas vor, die seit Jahren als Orientierungshilfe für 
die Erschließung von Industriegelände und die An- 
siedlung von Industrien dient. Der besondere Teil 
des Raumordnungsprogramms mit einem General- 
verkehrsplan wird noch bearbeitet. Eine erste Dar- 
stellung der Standort- und strukturpolitischen Vor- 
stellungen hat die Regierung des Saarlandes in 
ihrem Memorandum vom 10. April 1967 gegeben. 
Diese Arbeiten bilden die Grundlage für die Auf- 
stellung eines Regionalen Aktionsprogramms. 

Die Bundesregierung sieht in einem Landesentwick- 
lungsprogramm eine wesentliche Orientierungshilfe 
für Entscheidungen der regionalen Strukturpolitik 
und begrüßt daher, daß die saarländische Regierung 
jetzt ein Regionales Aktionsprogramm für das Saar- 
land vorbereitet. Mit der Aufstellung eines solchen 
Programms wird nach Meinung der Bundesregierung 
eine wichtige Voraussetzung für eine wirksame 
Strukturpolitik im Raum Saarland/Westpfalz ge- 
schaffen. (Auf die Bedeutung speziell dieses Aktions- 
programms und der Regionalen Aktionsprogramme 
im allgemeinen wird in der Antwort zur 7. Frage 
noch eingegangen.) 


5. Frage 

Welche Politik der industriellen Entwicklung 
verfolgt die Bundesregierung im Saarland? 


Antwort 

Das Saarland entwickelte sich auf der Basis eigener 
Kohievorkommen und lothringischer Erzlager schon 
sehr früh zu einem hochindustrialisierten Gebiet 
schwerindustrieller Prägung. Die zentrale Lage in- 
mitten der Europäischen Gemeinschaft - „im Herzen 
der EWG" - wird der saarländischen Wirtschaft in 
Zukunft Vorteile bringen. Positiv ist auch der mehr 
und mehr in Richtung einer differenzierten Indu- 
strialisierung liegende Trend zu werten. Die Bun- 
desregierung ist bemüht, diese Entwicklung zu 
fördern. 

Nach der politischen Rückgliederung des Saarlandes 
ging es während einer wirtschaftlichen Übergangs- 
zeit zunächst darum, der Saarwirtschaft bei ihrer 
Integration in die Gesamtwirtschaft der Bundes- 
republik zu helfen. Darüber hinaus mußten staat- 
liche Hilfen zur Lösung von Problemen gegeben 
werden, die im wesentlichen in der relativ ein- 
seitigen Wirtschaftsstruktur des Landes begründet 
sind. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen um 
eine Verbesserung der wirtschaftlichen Struktur und 
besonders der industriellen Entwicklung fortsetzen. 
Dabei kommt es nicht allein darauf an, den Struktur- 
wandel in den betroffenen Wirtschaftsbereichen zu 
erleichtern. Ziel der regional- und strukturpoli- 
tischen Maßnahmen muß ebensosehr sein, neue in- 
dustrielle Arbeitsplätze zu schaffen. Die Förderung 
der Ansiedlung neuer Industriebetriebe dient dazu, 
die Wirtschaft auf eine breitere Basis zu stellen und 
damit krisenfester zu machen. Eine Reihe von 
Investitionsanreizen soll die Unternehmer veranlas- 
sen, im Saarland zu investieren. Geboten werden 
insbesondere Zuschüsse und zinsgünstige Kredite 
aus Mitteln des Regionalen Förderungsprogramms 
der Bundesregierung, aus Mitteln des ERP-Sonder- 
vermögens und aus Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung in 
Nürnberg. Auf den Umfang dieser Maßnahmen wie 
auch auf die Investitionsprämie nach dem Steinkohle- 
gesundungsgesetz und die vorgesehene Investitions- 
zulage nach dem Investitionszulagegesetz, das im 
Rahmen des Zweiten Steueränderungsgesetzes 1968 
als Entwurf vorliegt, ist in der Antwort zu Frage 3 
ausführlich eingegangen worden. 

Alle diese Förderungsmaßnahmen sollen noch bes- 
ser koordiniert und damit noch wirksamer gemacht 
werden. Ausgangspunkt für eine neue, geschlossene 
Konzeption der Strukturpolitik im Saarland ist der 
Kabinettbeschluß der Bundesregierung vom 11. Fe- 
bruar 1969, der neben einem Wasserstraßenanschluß 
für das Saarland flankierende Maßnahmen zur 
Strukturverbesserung vorsieht. Diese Maßnahmen 
werden in dem bereits erwähnten Regionalen Ak- 
tionsprogramm für den Raum Saarland/Westpfalz 
für einen Planungszeitraum von jeweils fünf Jahren 
zusammengefaßt. Als Ziel für die nächsten zehn 
Jahre ist die Schaffung von 50 000 neuen industriel- 
len Arbeitsplätzen im Saarland sowie von 10 000 
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Arbeitsplätzen in der Westpfalz vorgesehen. Für die | 
Finanzierung dieses Programms werden im Jahre | 
1969 20 Mio DM zur Verfügung gestellt. Die für die 
Folgejahre erforderlichen Mittel werden bei der 
Fortschreibung der mehrjährigen Finanzplanung be- 
rücksichtigt werden. 

Durch seine 74 Voige Beteiligung an den Saarberg- 
werken ist der Bund auch unmittelbar mit den Pro- 
blemen befaßt, die sich aus dem Strukturwandel auf 
dem Energiemarkt für diesen Konzern ergeben. 
Nicht zuletzt wegen der großen Bedeutung der 
Saarbergwerke für das Saarland ist es notwendig, 
eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung dieses 
Unternehmens herbeizuführen. An einem neuen 
unternehmenspolitischen Konzept wird gearbeitet. 
Dabei werden alle Möglichkeiten, insbesondere auf 
dem Energiesektor und im Chemiebereich, geprüft. 


6. Frage 

Welche verkehrspolitischen Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung im einzelnen zu 
ergreifen, um eine verbesserte Verkehrsein- 
gliederung des Saarlandes in den EWG-Raum 
herbeizuführen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat sich in ihrem Beschluß vom 
11. Februar 1969 dafür ausgesprochen, daß ein Was- 
serstraßenanschluß für das Saarland gebaut und daß 
als erstes Teilstück hierfür die Kanalisierung der 
Saar von Saarbrücken bis Dillingen alsbald in An- j 
griff genommen wird. Ihre Entscheidung darüber, ob j 
der Wasserstraßenanschluß durch den Bau eines 
Saar-Pfalz-Rhein-Kanals oder durch weitere Kanali- 
sierung der Saar bis zur Mosel vollendet wird, hat 
sie vom Ergebnis der Prüfung abhängig gemacht, 
welche Möglichkeiten sich für eine regionalpoh- 
tische Zusammenarbeit mit Frankreich und Luxem- 
burg ergeben und welche Auswirkungen für die 
künftige Entwicklung des Landesteils Pfalz zu er- 
warten sind. 

Der Wunsch nach einer Erörterung der regionalpoli- 
tischen Fragen für den Bereich des Saarlandes und 
Lothringens wurde bei den deutsch-französischen 
Konsultationen am 13. und 14. März 1969 behandelt. 
Dabei wurde ein grundsätzliches Einverständnis 
über eine gemeinsame Prüfung der anstehenden 
Regionalprobleme erzielt. In diesem Zusammenhang 
wird auch die Zweckmäßigkeit eines Anschlusses an 
das französische Wasserstraßennetz - Bau eines 
Kanalanschlusses von Metz nach Völklingen - zu 
diskutieren sein. 

Bei den parlamentarischen Beratungen des Bundes- 
haushalts 1969 ist die Bundesregierung für die 
Wiederaufnahme des vom Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages gestrichenen Leertitel 
„Überarbeitung der vorhandenen Entwürfe für den 
Saar-Pfalz-Rhein-Kanal" eingetreten, indem sie | 
einen entsprechenden Initiativantrag befürwortete, i 


Im Bundestag fand sich jedoch keine Mehrheit für 
diesen Antrag. Die Bundesregierung ist gleichwohl 
bemüht, die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Verwirklichung ihres Beschlusses vom 11. Fe- 
bruar 1969 zu schaffen. Für die beschlossene Kanali- 
sierung des Teilstücks der Saar von Saarbrücken bis 
Dillingen liegt der Bundesregierung ein von der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Mainz (in tech- 
nischer Hinsicht) geprüfter Rahmenentwurf vor. 

Im Interesse der Erhaltung der durch die Als-ob- 
Tarife geschaffenen günstigeren Frachtenlage berät 
der Bundesminister für Verkehr mit der Euro- 
päischen Kommission über die Gewährung ange- 
messener Unterstützungstarife. Das Ergebnis dieser 
Verhandlungen bleibt abzuwarten. 

Seit der Übernahme des Fernstraßennetzes des Saar- 
landes in die Baulast des Bundes im Jahre 1960 wird 
die vom BMV und dem Saarland gemeinsam er- 
arbeitete und beschlossene Verkehrskonzeption 
konsequent und systematisch verfolgt. Darin ist ein 
neues Bundesfernstraßennetz vorgesehen, das die 
Landeshauptstadt Saarbrücken vom Durchgangsver- 
kehr entlastet, das Industriedreieck Dillingen-Neun- 
kirchen-Saarbrücken mit Schnellstraßen ausstattet 
und die Fernstraßenverbindungen mit dem übrigen 
Bundesgebiet und den Nachbarstaaten verbessert. 

Die beiden ersten Ziele 

1. Entlastung des Ballungsraumes Saarbrücken, 

2. Schnellverbindungen zwischen den Schwerpunk- 
ten des Industriedreiecks Saarbrücken-Dillingen- 
Neunkirchen 

werden zum Ende des 1. Ausbauplanes (1970) im 
wesentlichen erreicht sein. 

Für den 2. Ausbauplan (1971 bis 1985) tritt der 

3. Punkt des Programms in den Vordergrund: 

3. Anbindung des Industriedreiecks mit leistungs- 
fähigen Verkehrsadern an die umliegenden Wirt- 
schaftsräume. 

Der Bund hat für den Neu-, Um- und Ausbau der 
Bundesfernstraßen bis Ende des 1. Vierjahresplanes 
(1962) im Saarland rd. 277 Mio DM aufgewendet. Im 
2. Vier jahresplan (1963 bis 1966) sind rd. 306 Mio DM 
ausgegeben worden. Im 3. Vierjahresplan (1967 bis 
1970) werden mehr als 320 Mio DM bereitgestellt 
werden. Damit betragen die Leistungen des Bundes 
für die Bundesfernstraßen im Saarland im 1. Aus- 
bauplan insgesamt mehr als 900 Mio DM. 

Im einzelnen umfaßt das Ausbauprogramm insbe- 
sondere: 

die Bundesautobahn Mannheim-Saarbrücken-fran- 
zösische Grenze, die bis Saarbrücken fertiggestellt 
ist und deren letzter, rd. 5,5 km langer Teilabschnitt, 
der die erste deutsche Autobahnverbindung mit 
Frankreich herstellt, am 10. Juli 1969 dem Verkehr 
übergeben werden wird, 

9 Vgl. Niederschrift über 224. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 26. März 1969 
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die B 406, die linke Saaruferstraße, zwischen der : 
französischen Grenze bei Schönbach und der luxem- 
burgischen Grenze bei Nennig, | 

die neue B 10 zwischen Zweibrücken und der B 406 
bei Dillingen/Saarlouis, 

die neue B41 zwischen der französischen Grenze bei 
Saarbrücken und der Grenze Rheinland-Pfalz bei | 
Birkenfeld, 

die neue B 327 zwischen Saarbrücken und der BAB 
Trier-Landstuhl bei Hermeskeil und 

die BAB Trier-Landstuhl im saarländischen Bereich. 

Insgesamt handelt es sich um 280 km neue, zum 
größten Teil vierspurige Straßen, von denen 115 km 
bereits Tiide 1968 fertiggestellt waren und weitere 
75 km bis Ende 1970 gebaut sein werden. 

In den kommenden Jahren wird der Bund für den 
Aus- und Neubau der Bundesfernstraßen im Saar- 
land rd. 100 Mio DM pro Jahr aufwenden. Hinzu j 
kommen die im Gemeinsamen Strukturprogramm 
vorgeselienen Straßenbauarbeiten, mit denen im 
Jahre 1959 begonnen werden soll. 

Darüber hinaus wird es für nützlich erachtet, den 
vorgesehenen Bau der autobahnähnlichen Verbin- 
dung im Zuge der neuen B 327 von Saarbrücken 
nach Hermeskeil und von dort im Zuge der Bundes- 
autobahn über Wittlich, Daun, Euskirchen nach Köln 
zeitlich vorzuziehen, damit möglichst bald die 
Straßenverbindungen zum Ruhrrevier verbessert 
werden. Der Bau dieser autobahnähnlichen Straße 
wird auch die Ansiedlung neuer Industrien im Saar- 
land fördern. Ein vorgezogener Ausbau der B 406 
von Saarlouis zur luxemburgischen Grenze ver- 
spricht ebenfalls einen strukturwirksamen Effekt. 

Auch die Deutsche Bundesbahn hat in den letzten 
Jahren ihr Angebot beachtlich verbessert, insbe- 
sondere durch die Elektrifizierung einiger Strecken. 
Neben gleichzeitiger Erhöhung der Streckenhöchst- 
geschwindigkeiten konnten Verkürzungen der Reise- 
zeiten bei den überall haltenden Personenzügen j 
von 20 bis 25 ^/o gegenüber dem früheren Dampf- | 
betrieb erzielt werden. Diese Verbesserungen kom- | 
men vor allem den Berufspendlern zugute. Der ^ 
Streckenabschnitt St. Wendel-Türkismühle wird im 
Herbst d. J. dem elektrischen Betrieb übergeben 
werden können. Darüber hinaus wird die rasche i 
Elektrifizierung des Streckenabschnitts Koblenz- 
Völklingen erwogen. 


7. Frage 

Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
arbeit mit dem Saarland ein besonderes Struk- 
turprogramm Saar zu entwickeln mit dem Ziel, ! 


einen dynamischen, in die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft eingebetteten Wirtschatts- 
raum Saar zu schaffen? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist hierzu bereit und hat mit 
den Vorbereitungen bereits begonnen. Basis der 
notwendigen Umstrukturierung soll das Aktions- 
programm Saarland/Westpfalz sein. Dieses Aktions- 
programm wird Maßnahmen der beteiligten Länder 
und des Bundes für die Jahre 1969 bis 1973 ent- 
halten und jährlich fortgeschrieben werden. Nach 
Erarbeitung durch die Landesregierungen wird die- 
ses Regionale Aktionsprogramm dem Interministe- 
riellen Ausschuß für regionale Wirtschaftspolitik 
zur kurzfristigen Verabschiedung vorgelegt werden. 
Regionale Aktionsprogramme sind geeignet, 

- die Gesamtheit der Förderungsmaßnahmen und 
ihr Zusammenspiel für jedes Gebiet transparent 
zu machen, 

- den Unternehmern eine bessere Übersicht über 
die Standortbedingungen und damit zusätzliche 
Investitionsanreize zu geben, 

- Unterlagen für die Finanzplanung zu liefern, 

- strukturpolitisch wichtige Investitionsvorhaben zu 
bezeichnen, die im Rahmen konjunkturpolitischer 
Programme bevorzugt gefördert bzw. von kon- 
junkturdämpfenden Maßnahmen soweit möglich 
ausgenommen werden, 

- durch Vergleichbarkeit der Maßnahmen und Er- 
folge in den einzelnen Fördergebieten den Wett- 
bewerb zwischen den Regionen anzuregen. 

Die Bundesregierung ist bereit, in Zusammenarbeit 
mit der Regierung des Saarlandes die Wirtschaft 
dieses Landes so zu fördern, daß sich seine wirt- 
schaftlichen Chancen für die Zukunft entscheidend 
verbessern. Hierfür sind dank der zentralen Lage 
des Saarlandes innerhalb der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft die besten Voraussetzungen ge- 
geben. Ein Beispiel für die Möglichkeiten einer Zu- 
sammenarbeit mit französischen Unternehmen bietet 
das Saarlor-Chemie-Projekt. Der beschlossene 
Wasserstraßenanschluß und die übrigen Verbesse- 
rungen der Verkehrsbedingungen werden die wirt- 
schaftliche Entwicklung des Saarlandes weiter 
positiv beeinflussen. 

Bei den vorgesehenen deutsch-französischen Bespre- 
chungen - s. Antwort auf die 6. Frage - werden die 
Möglichkeiten einer regionalpolitischen Zusammen- 
arbeit zwischen dem Saarland und Lothringen, zu- 
nächst insbesondere die mit der Verkehrsplanung 
zusammenhängenden Fragen, im Vordergrund ste- 
hen. Schließlich ist auch die Erörterung der an- 
stehenden Fragen mit Luxemburg beabsichtigt. 


In Vertretung 

Dr. von Dohnanyi 
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Anlage 1 


Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen je Einwohner 



j Bundesgebiet 


darunter Saarland 

Bundesgebiet 

darunter Saarland 

Zeit 

, ■ 

-- 







— 


i 

Veränderungen 


Veränderungen 


Veränderungen 


Veränderungen 


Mill. DM 

in 

o/o 

Mill. DM 

in o/o 

DM 

in o/o 

DM 

in o/o 

- - 

' ... . 

gegen Vorjahr 


gegen Vorjahr 


gegen Vorjahr 


gegen Vorjahr 

1960 

296 640 



5 220 


5 352 


4 966 


1961 

326 600 

+ 

10,1 

5 596 

+ 7,2 

5 809 

+ 8,5 

5210 

+ 4,9 

1962 

354 880 

+ 

8,7 

5 979 

+ 6,8 

6 232 

+ 7,3 

5 480 

+ 5,2 

1963 

377 960 

+ 

6,5 

6318 

+ 5,7 

6 561 

+ 5,3 

5 730 

+ 4,6 

1964 

414 600 

+ 

9,7 

6 867 

+ 8,7 

7 113 

+ 8.4 

6 171 

+ 7,7 

1965 

453 830 

+ 

9,5 

7 336 

+ 6,8 

7 687 

+ 8,1 

6 530 

+ 5,8 

1966 

481 610 

+ 

6,1 

7515 

+ 2,4. 

8 070 

+ 5,0 

6 642 

+ 1,7 

1967 1) 

486 000 

+ 

0,9 

7 444 

— 0,9 

8 117 

+ 0,6 

6 577 

— 1,0 

1968 1) 

529 000 

+ 

8,8 

8 015 

+ 7,7 

8 792 

+ 8,3 

7 089 

+ 7,8 


erste vorläufige Werte 

Quelle: Statistisches Bundesamt und Statistisches Amt des Saarlandes 


CO 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache \74268 



Anlage 2 


Arbeitsmarktdaten für das Saarland 

- Ende Februar - 


Jahr 

insgesamt 

Offene Stellen 

Bergleute 

darunter für 
Metallarbeiter 
(25/26) 

Arbeitslose 

Arbeitslosen- 

quote 

o/o 

Arbeitslosen- 
quote gesamtes 
Bundesgebiet 
einschließlich 
Berlin (West) 

Beschäftigte 
Ausländer 
(Ende März) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1958 

4 573 

375 

583 

5 648 

1,6 

6,8 

*) 

1959 

4 603 

1 373 

378 

6 291 

1,8 

5,7 

1 1 682 **) 

1960 

5 102 

32 

828 

3 588 

1,0 

2,7 

13 233 

1961 

6 118 

62 

617 

3 178 

0,9 

1,5 

16 642 

1962 

6 515 

20 

1 215 

2 154 

0,6 

1,2 

15 907 

1963 

3 986 

64 

504 

4 538 

1,2 

1,9 

20 506 

1964 

5 524 

154 

1 162 

3 630 

1,0 

1,3 

18 953 

1965 

5 227 

106 

1 265 

3 147 

0,8 

1,3 

20 675 

1966 

5 079 

90 

880 

2 896 

0,8 

1,1 

21 641 

1967 

1 883 

22 

149 

11 940 

3,4 

3,1 

16 259 

1968 

2 158 

- 

166 

16 981 

5,0 

2,8 

14 370 

1969 

4 455 

2 

786 

9 781 

2,9 

1,8 

15 749 


keine Vergleichszahl vorhanden 
Stand Ende Juli 
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Anlage 3 


Seit der Wiedereingliederung wurde die saarländische Wirtschaft mit folgenden Beträgen gefördert: 

Mittel des Bundeshaushalts 
Beträge in Mio DM 



1 

2 

' 3 

4 

5 

6 , 

7 

8 

9 

10 

Jahr 

Regionales 

Förderungs- 

programm 

Gemein- 

sames 

Struktur- 

programm 

' Investitions- 
! prämie 
; gemäß 

1 Steinkohle- 
1 gesundungs-' 

* gesetz 

1. und 2. 
Konjunktur- 
programm 

Wirtschafts- 

fördernde 

Maßnahmen 

Absatz- 

förderung 

saar- 

ländischer 

Erzeugnisse 

Finanz- 
hilfen für 
Stein- 
kohlen- 
bergbau 

Fracht- 
verbilligung 
für Ersatz- 
transporte 

Zuwen- 
dungen an 

Saar- 

bergwerke 

Summe 

1 bis 9 

1957 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

— 

74,0 

74,0 

1958 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

74,0 

74,0 

1959 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

74,0 

74,0 

1960 


- 

- 

- 

- 

25,3 

11,9 

- 

37,0 

74,2 

1961 

- 

- 

- 

- 

- 

36,8 

4,1 

- 

25,9 

66,8 

1962 

- 

- 

- 


- 

37,7 

3,7 

- 

48,5 

89,9 

1963 

0,99 

- 

- 

- 

- 

20,8 

51,9 

- 

18,5 

92,19 

1964 

2,09 

- 

- 

- 

- 

2,7 

20,1 

- 

18,5 

43,39 

1965 

3,29 

- 

- 

- 

- 

0,8 

24,4 

- 

18,5 

46,99 

1966 

3,36 

- 


- 


0,3 

40,7 

- 

18,5 

62,86 

bis 











1966 

9,73 

- 

- 

- 

- 

124,4 

156,8 

- 

407,4 

698,33 

1967 

2,99 

- 

- 

94,90 


- 

119,0 

2,0 

18,5 

237,39 

1968 

0,79 

15,9 

11.6 *) 

94,90 

40,0 

- 

133,4 

2,4 

56,18 

260,27 

1967/1968 

3,78 

15,9 

11,6 

94,90 

40,0 

- 

252,4 

4,4 

74,68 

497,66 

insgesamt 

13,51 

15,9 

11,6 

94,90 

40,0 

124,4 

409,2 

4,4 

482,08 

1 195,99 


') geschätzt 
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Anlage 4 

Anteil des Saarlandes an den Mitteln des Regionalen Förderungsprogramms 


Jahr 

Landesquote 

Umstrukturierung 

Gesamt 


DM 

DM 

DM 

1963 

258 000 

732 000 

990 000 

1964 

628 000 

1 462 000 

2 090 000 

1965 

506 000 

2 785 000 

3 291 000 

1966 

418 000 

2 938 000 

3 356 000 

1963 bis 1966 

1 810 000 

7 917 000 

9 727 000 

1967 

488 000 

2 504 000 

2 992 000 

1968 

314 000 

472 000 *] 

786 000 

1967 und 1968 

802 000 

2 976 000 

3 778 000 

insgesamt 

2 612 000 

10 893 000 

13 505 000 


*) ab 1968 anstelle von Darlehen Investitionszuschüsse an die gewerbliche Wirt- 
schaft 

Anmerkung 

Zur Landesquote: Anteil des Saarlandes am Regionalen Förderungsprogramm 
entsprechend der Einwohnerzahl der Bundesfördergebiete 

Zur Umstrukturierung: Sonderförderung für Ansiedlungsvorhaben in ausgewähl- 
ten Schwerpunkten (Ersatzplätze für ausscheidende Bergarbeiter) 

Zum Jahr 1968: Der Rückgang der Mittel beruht zum Teil auf der Umstellung von 
Kredit- auf Zuschußförderung, die geringe Aufwendung zur Folge hat. 
Ferner ergänzen wachsende Förderungsbeträge in Form des Steuerabzugs 
(Prämie nach § 32 Steinkohlegesundungsgesetz) die genannten Haushalts- 
mittel. 
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Anlage 5 

Übersicht über die nach Beginn der Bergbaukrise eingeleiteten direkten Finanzhilfen des Bundes zugunsten des Steinkohlenbergbaus im Saarland 

in den Jahren 1960 bis 1968 

(in Mio DM) 

Haushaltstitel Summe 




1968 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1960 bis 1968 

I. 

Sozialleistungen für Bergarbeiter 

1. Anpassungshilfen § 23 Überleitungs- 













abkommen / Artikel 56 MUV 

6002/955 a 

1.3 

2,4 

1,6 

2,3 

1.5 

1,2 

1,3 

2,9 

1,6 

16,1 


2. Sonstige Sozialbeihilfen 

6002/955 b 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


3. Dauerarbeitsplatzbeschaffung 

6002/955 c 

- 

- 


~ 

- 

- 

- 

~ 

- 

- 


4. Verwaltungsausgaben 

6002/955 d 

0,1 

0,1 

0,0 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

0,6 


5. Bergarbeiterwohnungsbau Saar 

1967: 6002/955 e 

_ 

- 

- 

— 

- 

5,0 

7,5 

17,5 

- 

30,0 


6. Abfindungsregelung 

0902/977 

~ 

- 

- 

- - 

- 

- 

- 

- 

5,5 

5,5 


Zwischensumme I. 


1.4 

2,5 

1,6 

2,4 

/ 1,6 

6,2 

8,8 

20,5 

7,2 

52,2 

II. 

Maßnahmen im Sozialbereidi über die Unter- 
nehmen 













1. Härteausgleich für Feierschichten 

2. Vorwegnahme der Neuregelung der 

1959; 6002/Apl.956 

9,6 


— 

~ 

- 


~ 

- 

~ 

9,6 


gesetzlichen Unfallversicherung 

3. Leistungen des Bundes an die knapp- 

1963 : 6002/956 




30,0 

— 




~ 

' 30,0 


schaftliche Rentenversicherung zugunsten 
der Arbeitgeber i) 

1113/650 




T 

16,6 

16,3 

15,0 

13,9 

12,1 

73,9 


4. Nachholschichtenregelung 1966/67/68 

5. a) Zusätzliche Nachholschichten 

0902/975 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

10,8 

9,2 

20,0 


b) Härteausgleich für Feierschichten 

0902/978 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

12,4 

14,5 

26,9 


6. Neulasterstattung i) 

1113/620 

- 

- 

- 

- 

~ 

- 

- 

13,0 

25,0 

38.0 


Zwischensumme II. 


9,6 

- 

- 

30,0 

16,6 

16,3 

15,0 

50,1 

60,8 

198,4 

III. 

Stillegungshilfen 

1. Rationalisieningsverband 

0902/963 




17,8 



11,9 

20,4 

12,3 

62,4 


2. Aktionsgemeinschaft (Stillegungsprämien) 

0902/973 a 

- 

- 

~ 

- 

~ 

- 

- 

_ 

12,6 

12,6 


Zwischensumme III. 


- 

■- 

- 

17,8 

~ 

- 

. 11,9 

20,4 

24,9 

75,0 

IV. 

Absatzhilfen 

1. Frachthilfe 1) 

0902/965 

0,9 

1,6 

2,1 

1,7 

1,9 

1.9 

1,9 

1,4 

1,6 

15,0 


2. Ferngas Nordbayern 2) 

1967: 0902/966 a 

- 

- 

- 

2) 

2) 

- 

2) 

2) 

- 

2) 


3. Blockheizwerke 

0902/966 b 

- 


- 

- 

- 

_ 

- 

3,8 

0,5 

4,3 


4. Lagerhaltungsaktion 

0902/972 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

3,1 

1,7 

1,6 

6,4 


5. Verstromung 

0902/974 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0,1 

0,7 

0,8 


6. Kokskohlenregelung 

0902/976 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

10,2 

15,8 

26,0 


Zwischensumme IV. 


0,9 

1,6 

2,1 

1,7 

1,9 

1,9 

5,0 

17,2 

20,2 

52,5 

V. 

Sonstiges 

1. Zuschuß an das Saarland für Hilfs- 













maßnahme zugunsten des Saarbergbaus 


- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

10,8 

20,3 

31,1 


Gesamtsumme: 

Sa. 

11,9 

4,1 

3,7 

_ _ 

20,1 

24,4 

40,7 

119,0 

133,4 

409,2 


1) Die Angaben unter II 3, II 6 und IV 1 beruhen auf Schätzungen. 

CO Der dem Saarland zugute kommende Anteil der Kredite für den Bau der Ferngasleitung Nordbayern läßt sich rechnerisch nicht ermitteln. 
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Anlage 6 


Übersicht über die seit der politischen Rückgliederung des Saarlandes (1. Januar 1959) aus der Rücklage der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung für das Saarland zur Verfügung gestellten Mittel 

(ohne kurzfristige Geldanlagen mit einer Laufzeit bis zu einem Jahr) 

- in Mio DM - 

Rj. Rj. Rj. Rj, Rj. Rj. Rj. Rj. Rj. Rj. 

1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 zusammen 

(bis 1 1. April 1969) 


A. Anlagen mit Zweckbindung 

1 Finanzierung des sozialen Wohnungsbaues 
für Ausländer 
für Pendler 
für Flüchtlinge 

2. Finanzierung von Investitionen und Auf- 
trägen für Wirtschaftsunternehmen 

davon Beteiligung am Regionalen För- 
derungsprogramm der Bundesregierung 

3. Finanzierung von kommunalen und gemein- 
wirtschaftlichen Vorhaben 

4. Umstrukturierungshilfen für Steinkohlen- 
bergbaugebiete 

5. Gemeinsames Strukturprogramm 
Bund/BAVAV 

6. Anlagen mit sonstiger Zweckbestimmung: 

Unterkünfte für ausländische Arbeit- 
nehmer 

B. Anlagen ohne Zweckbindung 

Mittelfristige Geldanlagen 

davon Kassenobligationen des Saarlandes 

Zusammen: 


0,40 

1,32 0,75 

24,25 10,09 0,52 0,66 11,73 

(0,66) (1,70) 

0,72 0,28 


4,54 0,85 


34,00 4,00 

(30,00) 

11,41 



1,90 



0,40 

2,07 

1,90 

1,30 


2,00 


50,55 

(1,30) 


(2,00) 


(5,66) 



0,22 


1,22 


15,00 

15,00 

30,00 

60,00 



■10,66 


10,66 


5,39 

7,00 45,00 

(30,00) 

16,90 27,88 30,00 177,19 


63,51 


4,00 0,52 


1,81 


12,86 


8,30 
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